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Zu TOP 3 – Städtebauförderung - Streichung des Programms 
        „Städtebauliche Sanierung und Entwicklung“ 
 
Das Programm „Städtebauliche Sanierung und Entwicklung“ wurde überraschend aus der VV 
Städtebauförderung 2013 gestrichen. Daraus resultieren für viele Städte und Gemeinden große 
Probleme. Die Landesgeschäftsstelle hatte den DStGB bereits mit beigefügtem Schreiben 
vom 19.11.2012 darauf aufmerksam gemacht. 
 
Herr Stappenbeck wird die Überlegungen des MLV zur Problemlösung darstellen. Anschlie-
ßend wird eine Aussprache der Teilnehmer vorgeschlagen. 
 
Zu TOP 4 – Verbesserung der ÖPNV Feinerschließung in Sachsen-Anhalt 
 
Herr Karnop wird Vorschläge zur Verbesserung des ÖPNV referieren, die dann von den Teil-
nehmern diskutiert werden können. 
 
Zu TOP 5 – Diskussion zum Abschlussbericht und Einschätzung der Vorschläge der 
         Kommission zur Zukunft der Verkehrsinfrastrukturfinanzierung 
                   (Daehre Kommission) 
 
Eine erste Zusammenfassung und Bewertung des Abschlussberichtes enthält der KNSA Bei-
trag Nr. 043/ 2013 vom 22.01.2013, den wir zu Ihrer Kenntnis beifügen. 
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Des Weiteren haben wir die „Schlussfolgerungen und Ergebnisse der Kommission“, Kapitel 
8, Seiten 117 und 118 des Abschlussberichtes sowie den Vorbericht für die 206. Sitzung des 
Hauptausschusses des DST am 5./6.Februar 2013 beigefügt. 
 
Die Landesgeschäftsstelle bittet die Teilnehmer um ihre Einschätzung zur von der Kommissi-
on vorgeschlagenen Fonds-Lösung und zu einer möglichen Ausweitung der Nutzerfinanzie-
rung. 
 
Zu TOP 6 – Gründung einer Arbeitsgemeinschaft Fahrradfreundliche Kommunen  
                    in Sachsen-Anhalt 
 
Zu Ihrer Information haben wir ein Schreiben von Herrn Minister Webel beigefügt, in dem er 
die Bildung einer Arbeitsgemeinschaft Fahrradfreundlicher Kommunen in Sachsen-Anhalt 
(AGFK-ST) durch die kommunalen Spitzenverbände anregt. 
 
Die AGFK-ST könnte nach Auffassung des Ministers die Entwicklung des Radverkehrs in 
Sachsen-Anhalt über interkommunale Zusammenarbeit und Kooperation mit dem Land for-
cieren. Auch nach Auffassung der Landesgeschäftsstelle ist es wünschenswert, die „Fahrrad-
freundlichkeit“ im Land zu verbessern. 
 
Die Gründung einer AGFK sollte jedoch gut überlegt werden. 
 
Die Ausschussmitglieder werden deshalb um ihre Einschätzung gebeten, ob ein Bedarf für die 
Bildung einer AGFK-ST besteht und wie diese in Zeiten angespannter Gemeindehaushalte 
und STARK-Programme finanziert werden soll.  
 
Zu TOP 7 – Rückforderungen von Fördermitteln wegen nicht produktneutraler  
                   Ausschreibung 
 
Herr Baier wird in der Sitzung zur Sach- und Rechtslage ausführen und über die Klageverfah-
ren der Gemeinde Hohe Börde und der Stadt Haldensleben berichten. 
 
Zu TOP 8 – Probleme der Umlage der Unterhaltsverbandsbeiträge  
 
Durch das zweistufige Abwälzungsverfahren sowie die im Wassergesetz festgelegten Maß-
stabsregelungen bereitet die Umlegung der Unterhaltungsverbandsbeiträge auf die Bevorteil-
ten den Städten und Gemeinden Probleme. 
 
Am 22.02.2013 hat der Landtag ein neues Wassergesetz für das Land Sachsen-Anhalt be-
schlossen. 
 
Herr Baier wird die wichtigsten Neuregelungen zur Gewässerunterhaltung sowie zum An-
schluss- und Benutzungszwang vorstellen und mit den Ausschussmitgliedern diskutieren. 
 
Zu TOP 9 – Mitteilungen 
 
9.1 Schrottimmobilien 
 
Der DST und der DStGB drängen weiterhin auf eine kommunalfreundliche Lösung in § 179 
BauGB, wonach der Eigentümer an den Kosten des Rückbaus beteiligt wird und Kostenerstat-
tungsansprüche der Städte und Gemeinden als öffentliche Last auf dem Grundstück ruhen 
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sollen. Die Ansprüche würden dann auch bei einer Veräußerung des Grundstücks nicht unter-
gehen.  
 
9.2 Novelle des Landesplanungsgesetzes 
 
Das Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr (MLV) hat am 14. Februar 2013 Ver-
treter der Koalitionsfraktionen des Landtages, der Regionalen Planungsgemeinschaften sowie 
der kommunalen Spitzenverbände über die angedachte Novellierung des Landesplanungsge-
setzes informiert.  
 
Danach plant das MLV folgende Änderungen: 
 
- Einführung einer informellen Öffentlichkeitsbeteiligung,  
- Anpassung an den Rechtsrahmen des Raumordnungsgesetzes und 
- Straffung der Behördenstruktur zur Bündelung der Aufgaben. 
 
Entsprechend der überwiegenden Organisation in den anderen Bundesländern soll ein Dreie-
benenmodell eingeführt werden, in dem künftig auf die obere Landesplanungsbehörde beim 
Landesverwaltungsamt verzichtet wird. Die Regionalen Planungsgemeinschaften und die un-
teren Landesplanungsbehörden sollen bestehen bleiben.  
 
Das MLV beabsichtigt derzeit nicht, die bisherigen planungsrechtlichen und raumordneri-
schen Aufgaben des Landesverwaltungsamtes auf die kommunale Ebene zu verlagern. Die 
Aufgaben der oberen Landesplanungsbehörde sollen vielmehr mit dem Personal in die zu-
ständige Fachabteilung des Ministeriums integriert werden.  
 
Auf der Basis der vorhandenen Geoinformationstechnik ist geplant, im MLV ein leistungsfä-
higes Raumordnungskataster aufzubauen. Zudem soll die Raumbeobachtung und die Führung 
von Raumordnungsverfahren im Ministerium konzentriert werden. 
 
In der o. g. Beratung wurde kurz darüber diskutiert, die Aufgaben, die Haushaltsmittel und 
das Personal der unteren Landesplanungsbehörden auf die Regionalen Planungsgemeinschaf-
ten zu übertragen. Dies hat der Landkreistag abgelehnt. Landtagsabgeordnete der SPD-
Landtagsfraktion haben angeregt, Möglichkeiten zur Stärkung der Regionalen Planungsge-
meinschaften in die Überlegungen einzubeziehen. Beispielsweise könnte es unter Umständen 
sinnvoll sein, den Planungsgemeinschaften die Landschaftsrahmenplanung oder die Schul-
entwicklungsplanung zu übertragen. Nach Gesprächen mit Leitern von Geschäftsstellen der 
Regionalen Planungsgemeinschaften sei der Fraktion deutlich geworden, dass eine leistungs-
fähige Geschäftsstelle 6 - 7 Planstellen benötige. 
 
9.3 Lärmkartierung 
 
Nachdem die Eilverfahren sowohl von den Verwaltungsgerichten Halle und Magdeburg als 
auch vom Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt zugunsten des Landes ent-
schieden wurden, hat das Landesverwaltungsamt noch keine Widerspruchsbescheide gegen 
die Stadt Naumburg (Saale) und die Gemeinde Wolmirsleben erlassen. 
 
In den anstehenden verwaltungsgerichtlichen Hauptsacheverfahren sehen wir weiterhin gute 
Erfolgsaussichten für unsere Mitglieder, da dann erstmals unsere verfassungsrechtlichen Be-
denken geprüft werden.   
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9.4 Arbeitskreis Zweckverbände 
 
Der Arbeitskreis Zweckverbände befasste sich in seiner Sitzung am 27.11.2012 mit den The-
men Empfehlungen zu Prüfungen durch den Landesrechnungshof, Vergabehandbuch für 
Zweckverbände, der Abgrenzung zwischen Niederschlagswasserbeseitigung und Straßenent-
wässerung sowie der Phosphorgewinnung aus Klärschlamm.  
 
9.5 Landesbauordnung 
 
Der Landtag hat am 21.02.2013 den Entwurf der neuen Landesbauordnung in erster Lesung 
beraten und ihn in die Ausschüsse für Finanzen und für Landesentwicklung und Verkehr (fe-
derführend) überwiesen. 
 
9.6 Normenkontrollverfahren gegen LEP 
 
Am 25.02.2013 hat der Bau- und Planungsrechtler Herr Prof. Dr. Otto von der TU Berlin den 
Normenkontrollantrag der Stadt Blankenburg (Harz) mit einem sehr gut gelungenen Schrift-
satz begründet. Gerügt werden damit sowohl formelle als auch materielle Fehler des LEP. Die 
Stadt wendet sich bekanntlich gegen den Verlust der Teilfunktion Mittelzentrum und sieht 
sich in ihrer weiteren Entwicklung beeinträchtigt. Sowohl in diesem als auch im Verfahren 
der Gemeinde Hohe Börde ist noch nicht abzusehen, wann das Oberverwaltungsgericht des 
Landes Sachsen-Anhalt terminiert bzw. entscheidet. 
 
9.7 Musterverfahren Zinsen Städtebauförderung 
 
Nachdem die Stadt Bernburg (Saale) in 1. Instanz obsiegt hatte, legte das Landesverwaltungs-
amt Berufung zum Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt ein. Das OVG hat 
noch nicht terminiert. Streitig ist die Verjährung der vom Landesverwaltungsamt geltend ge-
machten Zinsansprüche. Das Verfahren hat Bedeutung für rund 150 weitere Städte und Ge-
meinden. 
 
9.8 Änderung des Verfahrens zur Abrissförderung 
 
Die Investitionsbank des Landes Sachsen-Anhalt hatte im Jahr 2012 Probleme bei der Ab-
wicklung des Verfahrens zur Abrissförderung angemeldet. Viele Städte und Gemeinden wür-
den uneinheitliche Bescheide erlassen, stellten viele Nachfragen zum Verfahren und versorg-
ten die IB nicht zeitnah mit den erforderlichen Informationen. Auch unterfielen alle Dienst-
leistungen der IB für die Gemeinden der Umsatzsteuerpflicht. Das MLV stellte dar, dass die 
Finanzierung der Umsatzsteuer nicht sichergestellt werden könne. Die IB schlug deshalb vor, 
hoheitlich im Auftrag der Städte und Gemeinden handeln und Fördermittelbescheide direkt an 
die Letztmittelempfänger erlassen zu wollen. Sie wolle zusätzlich die Aufgaben Fristenkon-
trolle, Verwendungsnachweisprüfung und Bescheiderlass für die Städte und Gemeinden über-
nehmen. Eine zusätzliche Vergütung begehre sie dafür nicht, da sich das „neue“ Verfahren 
deutlich effektiver durchführen lasse. Durch ihr dann hoheitliches Handeln entfiele auch eine 
Umsatzsteuerzahlung. 
 
Am 28.01.2013 fand dazu in der Landesgeschäftsstelle des SGSA eine Beratung mit der IB, 
dem MLV und Vertretern einiger Städte und Gemeinden statt. 
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